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1. Hintergrund und  Sachstand
In einem zweijährigen Prozess hat das  Deutsche 
Institut für Erwachsenenbildung(DIE) den an das Mi-
nisterium für Schule und Weiterbildung (MSW) er-
gangenen Auftrag aus der letzten Legislaturperiode 
umgesetzt, die Wirksamkeit der Weiterbildungsmit-
tel in NRW zu untersuchen. Anlass dazu gab auch 
die Prüfmitteilung des Landesrechnungshofes, der 
die Berechnung des individuellen Förderanspruches 
der Weiterbildungseinrichtungen als nicht mehr ak-
tuell und bedarfsorientiert bewertete und das Land 
daher  aufforderte  zu handeln.  Die neue Landesre-
gierung hat sich zum Ziel gesetzt, aus der Evaluati-
on Weiterentwicklungen des Weiterbildungsgesetzes 
abzuleiten.
Das Ergebnis der zweijährigen Arbeit  wurde dem 
MSW Ende Februar 2011 präsentiert, im Projektbeirat 
Evaluation diskutiert und in der Weiterbildungsland-
schaft intensiv beraten. Die Landesorganisationen der 
Weiterbildung in NRW haben trägerspezifische Stel-
lungnahmen abgegeben (siehe Stellungnahme EEB 
NRW auf Seite 49 in diesem Heft.) und sich am 01.06.2011 
gegenüber den Abgeordneten, dem Ministerium und 
dem Evaluatorenteam in der Weiterbildungskonferenz 
des Landtages auf eine gemeinsame Stellungnahme zu 
den Kernaussagen des Gutachten verständigt (http://
www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenar-
chiv/Dokument/MMA15-217.pdf).
Die Landesorganisationen haben diesen Prozess 
als offenes, vertrauensvolles Verfahren und stets fai-
ren und sachorientierten Dialog sowohl bei den Ex-
perteninterviews als auch bei den Einrichtungsbesu-
chen und Diskussionen im Beirat Evaluation bewertet. 
Sie begrüßen, dass im Gutachten die Stärken der ge-
meinwohlorientierten Weiterbildung in NRW daten-
gestützt untermauert und die hohe Systemrelevanz 
für die gesamtgesellschaftliche Entwicklung beschei-
nigt wurden. Dass das novellierte Weiterbildungsge-
setz gegriffen hat, die Konzentration der Förderung 
auf gemeinwohlorientierte Weiterbildung nach Wei-
terbildungsgesetz (§ 11 Abs. 2 WbG) in seiner Wirk-
samkeit bestätigt wurde und die Leistungsfähigkeit 
und Qualitätsorientierung der plural verfassten Wei-
terbildung es ermöglicht haben, unterschiedliche 
Gruppen und Milieus der Gesellschaft zu erreichen, 
wurde von den Abgeordneten fraktionsübergrei-
fend wie auch von der Ministerin Löhrmann in der 
Weiterbildungskonferenz positiv gewürdigt. „Nord-
rhein-Westfalen ist das Land, das am meisten für sei-
ne Weiterbildungslandschaft tut. Darauf können wir 
gemeinsam stolz sein. Diese Landesregierung weiß: 
Das Geld ist gut angelegt. Damit sichern wir das bes-
te und leistungsfähigste Weiterbildungssystem in 
Deutschland – sowohl in der Qualität wie auch in der 
Quantität“ (http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/ 
dokumentenarchiv/Dokument/MMA15-217.pdf).
Diese Bewertung ist umso bedeutsamer, da die 
Landesförderung Weiterbildung in NRW seit dem 
Jahre 2002 um 28% gekürzt wurde1 und trotz rück-
läufiger Förderung, Aufgabenzuwächsen und Belas-
tungsgrenzen sowohl das Gutachterteam als auch die 
Abgeordneten und die Ministerin der Weiterbildung 
und ihren Einrichtungen hohes Engagement und Ver-
änderungsbereitschaft attestieren.
2.  Zur Bewertung der wichtigsten Handlungs-
empfehlungen
Gemeinwohlorientierung
Das DIE stellt fest, dass die Volkshochschulen mit 
ihrem Angebot deutlich über dem gesetzlich zu er-
bringenden Pflichtangebot liegen und die gemein-
wohlorientierten Angebote der Weiterbildung in 
anderer Trägerschaft (WBE-AT) zu denen der Volks-
hochschulen eine gute thematische Ergänzung sind 
und kein Bedarf bestehe, die Pflichtaufgabe zu ver-
ändern und andere private Weiterbildungsanbie-
ter an der Erfüllung der kommunalen Pflichtaufga-
be zu beteiligen. Diese Feststellung unterstützen 
die Einrichtungen der Weiterbildung und Familien-
bildung. Allerdings wird die im Gutachten vorge-
schlagene Präzisierung des gemeinwohlorientierten 
Spektrums angesichts der bereits im Wirksamkeits-
dialog erfolgten Klärung für nicht notwendig erach-
tet; gleichwohl sind die Weiterbildungseinrichtungen 
offen für eine bedarfsorientierte Weiterentwicklung 
und Präzisierung des gemeinwohlorientierten The-
menspektrums in angemessenen Zeitabständen. Die 
vom DIE vorgeschlagene anteilige Konzentration der 
WbG-Förderung auf benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen (Migrant/innen, einkommensschwache 
und bildungsferne Milieus, Analphabeten und Schul-
abbrecher/innen) mit Quotierungsvorgaben, wird 
von  Landesorganisationen und ihren Mitgliedsein-
richtungen kritisch gesehen. Bildungspolitisch wird 
es von den Landesorganisationen jedoch als wichti-
ge Aufgabe identifiziert, Benachteiligte und einkom-
mensarme Milieus mit niedrigschwelligen Angebo-
ten zu erreichen. Hier wird die bewährte Form der 
Selbstverpflichtung mit Zielvereinbarungen und ei-
nem dynamischen Dialog zwischen Landesorganisa-
tionen und Ministerium als sinnvoll erachtet.
Fördersystematik
Zentraler Aspekt des Evaluationsgutachtens ist die 
Entwicklung eines neuen Modells zur aktuellen För-
dersystematik für die kommunalen und freien Trä-
ger, das die Kritik des Landesrechnungshofes an der 
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1 Die rot-grüne Landes-
regierung hat allerdings 
mit der Verabschiedung 
des Landeshaushaltes 
2011 eine Rücknahme 
der Kürzung um 13% und 
damit den Fördersta-
tus von 2005 beschlos-
sen. Dies geschah trotz 
der angespannten Haus-
haltssituation und die 
Erhöhung um 12 Mio. € 
für die Förderung der ge-
meinwohlorientierten 
Angebote bedeutet ei-
nen großen Erfolg für die 
Weiterbildungseinrich-
tungen in NRW. Die Lan-
desförderung beträgt nun 
89 Mio. € und mit den 
Mitteln für die Einrich-
tungen der Familienbil-
dung beträgt die Landes-
förderung  zusammen 
105 Mio. €. Zudem konn-
ten additive Mittel des 
Europäischen Sozial-
fonds in Höhe von 5 Mio. 
€ akquiriert werden.
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gegenwärtigen Förderpolitik aufnimmt. Die Leitlini-
en des Gutachtens:
• Erhalt der pluralen und vielfältigen Trägerschaft,
• Stärkung der Hauptberuflichkeit als Garant für 
Kontinuität und Professionalität,
• Sicherung eines flächendeckenden, wohnortnahen 
und gemeinwohlorientierten Angebots,
die für die Weiterentwicklung des Fördersystems 
zugrunde liegen sollen, werden von den Landesorga-
nisationen der Weiterbildung und ihren Mitgliedsein-
richtungen begrüßt. 
Hauptamtlichkeit ist Strukturelement und zentral 
für Qualitätssicherung und Bewältigung der beschrie-
benen Aufgaben. Die Stärkung der Hauptberuflichkeit 
ist unteilbar und muss für VHS und Weiterbildungs-
einrichtungen in anderer Trägerschaft systemisch 
gleich gehandhabt werden. Während für die Volks-
hochschulen die Empfehlungen durchaus eine Stär-
kung des hauptberuflichen Personals implizieren, 
so ist für die freien Träger lediglich ein Mischsys-
tem aus Sockelförderung von zwei HPM-Stellen und 
Leistungsförderung vorgesehen.2 Das für die WBE-
AT vorgeschlagene Modell wird von diesen grund-
legend abgelehnt, da eine Ungleichbehandlung von 
Volkshochschulen und freien Trägern die bewährte 
Pluralität gefährden und den Anspruch der Struktur-
sicherung und der Fördergerechtigkeit unter den Wei-
terbildungseinrichtungen konterkarieren würde.  
Die WBE-AT sind aber bereit, konstruktiv an der 
Weiterentwicklung der Fördersystematik für freie 
Träger und datenbasiert an einer Präzisierung der 
Fördersystematik mitzuarbeiten, die die Stärkung der 
Hauptberuflichkeit für VHS und WBE-AT systemisch 
gleich handhabt.
Qualität der WbG-geförderten Weiterbildung
Der Vorschlag, die rechtliche Verpflichtung zum 
Qualitätsmanagement für das Anerkennungsver-
fahren in das Weiterbildungsgesetz zu übernehmen, 
wird unterstützt. Auch die Vorstellung, dass Fortbil-
dungsaktivitäten für das haupt- und nebenberufli-
che Personal in der Weiterbildung eine wichtige Rol-
le spielen sollen, findet eine breite Zustimmung. 
Eine durch das Land unterstützte Supportstruktur 
und eine verstärkte Zusammenarbeit mit Universi-
täten und Instituten könnten hier hilfreiche Diens-
te leisten.
Weiterbildungsberatung
Das Gutachterteam unterstreicht die besondere 
Funktion von Weiterbildungsberatung, die nicht im 
WbG verortet ist, und empfiehlt, vorhandene Koope-
rationen und Vernetzungen zu nutzen, auszubauen 
und Beratung stärker auf bildungsferne Menschen 
und ganzheitliche Beratung zu konzentrieren. Die 
Landesorganisationen begrüßen die Empfehlungen 
des DIE grundsätzlich und unterstützen die Einschät-
zung, dass angesichts des Bedeutungszuwachses von 
lebensbegleitendem Lernen Supportangeboten wie 
der Beratung ein neuer Stellenwert zukommt und der 
Beratungsbedarf bildungsbenachteiligter Zielgrup-
pen im Mittelpunkt bei dem systematischen Ausbau 
von mobilen und flexiblen Beratungsstrukturen und 
von Beratungsnetzwerken stehen muss. 
Einigkeit besteht auch darüber, dass die Finanzie-
rung dieser ambitionierten Überlegungen jedoch nur 
über zusätzliche Mittel erfolgen kann. 
3.  Perspektiven der weiteren Beratung der  
Empfehlungen
Die neue Landesregierung hat sich zum Ziel ge-
setzt, aus der Evaluation Weiterentwicklungen des 
Weiterbildungsgesetzes abzuleiten. Die Ministerin 
hat angekündigt, dass mit folgenden Prämissen
das Gutachten zur Wirksamkeit der Landesförde-
rung nach dem Weiterbildungsgesetz weiter disku-
tiert werden soll. Vorgesehen ist, dass ähnlich wie bei 
der Bildungskonferenz NRW ein Prozess der „kleinen 
Bildungskonferenz“ für die Weiterbildung initiiert 
werden soll, der aus Vertreterinnen und Vertretern 
der Landesorganisationen der Weiterbildung, des Bei-
rates Evaluation, den bildungspolitischen Spreche-
rinnen und Sprechern der Landtagsfraktionen,  der 
Ministerien, der Bezirksregierungen, Kollegs und des 
zweiten Bildungswegs bestehen und unter Leitung 
der Ministerin für Schule und Weiterbildung arbei-
ten soll.
Aufgaben der Konferenz werden sein, strittige Fra-
gen zu klären und möglichst bis Anfang 2012 Eck-
punkte für eine Weiterentwicklung des Weiterbil-
dungsgesetzes vorzulegen. Allerorten zeigt sich ein 
Bemühen, in der Weiterbildung zu parteiübergreifen-
den Lösungen und zu einem Konsens zu kommen. 
2 Mittlerweile ist von-
seiten des DIE im Laufe 
des Beratungsprozes-
ses nach der Veröffentli-
chung des Gutachtens 
sowohl im Beirat Eva-
luation als auch bei der 
Weiterbildungskonfe-
renz des Landtags be-
tont worden, dass von 
einem Mix aus Personal- 
und Angebotsförderung 
und nicht ausschließlich 
von  Angebotsförderung 
über die Sockelförde-
rung hinaus ausgegan-
gen werden sollte.
• klares und eindeutiges Bekenntnis zur Weiter-
bildung in Nordrhein-Westfalen und damit zum 
lebensbegleitenden und ganzheitlichen Lernen, 
• zum Weiterbildungsgesetz und damit zur kom-
munalen Pflichtaufgabe Volkshochschule,
• zur Vielfalt und Pluralität der öffentlich ver-
antworteten Weiterbildung und damit zu den 
Volkshochschulen und den anderen anerkann-
ten WbG-Einrichtungen
Gutachten des DIE – Evangelischen Erwach-
senenbildung NRW – Landesorganisation 
warnt vor existenzbedrohlicher Änderung 
der Fördersystematik 
Am 14.04.2011 hat die Evangelische Erwachse-
nenbildung NRW – Landesorganisation – in ihrer 
Stellungnahme zum Gutachten des Deutschen 
Instituts für Erwachsenenbildung zur Wirksam-
keit der Weiterbildungsmittel in NRW Position 
bezogen. (die Stellungnahme findet sich unter 
www.eeb-nordrhein.de) An vielen Eckpunkten 
gibt es große Übereinstimmung in der Bewer-
tung der Bedeutung und Leistungsfähigkeit der 
gemeinwohlorientierten Weiterbildung in NRW; 
der kommunalen Pflichtaufgabe Volkshochschu-
le; der Stärkung der Hauptberuflichkeit als „Ga-
rant für Kontinuität und Professionalität“; der 
deutlicheren Fokussierung auf Menschen, die 
von Exklusion bedroht sind und  einer besonde-
ren Unterstützung bedürfen, um an Weiterbil-
dung teilzuhaben; der weiteren systematischen 
Qualitätssicherung und -entwicklung und  der 
wachsenden Bedeutung von Weiterbildungsbe-
ratung.
Doch die Empfehlung des Gutachtens zur an-
gebotsorientierten Fördersystematik für die 
Weiterbildungseinrichtungen in anderer Trä-
gerschaft wird von der  Evangelischen Er-
wachsenenbildung NRW grundlegend abge-
lehnt. Durch die einschneidende Umstellung 
der Fördersystematik auf Unterrichtsstunden 
(UST) und Teilnehmertage (TT) bei freien Trä-
gern und die bloße Förderung einer hauptberuf-
lichen Minimalausstattung(zwei HPM-Stellen) 
wären die Leistungsfähigkeit des Gesamtsys-
tems und die Ziele des Weiterbildungsgesetzes: 
die Gewährleistung eines breiten pluralen, ge-
meinwohlorientierten und qualitätsgerichte-
ten Angebotes, die Bearbeitung neuer gesell-
schaftlicher Aufgaben, die engere Verzahnung 
der Bildungsbereiche und  die Entwicklung neu-
er Dienstleistungen erheblich in Frage gestellt.
Doris Sandbrink, Sandbrink@eeb-nordrhein.de
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